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Das Waffentragen ohne Waffenpaß einer im Dienſte ſeienden, für den Jagd⸗ 
dienſt beeideten Perſon (beeideten Jägers) begründet auch dann nicht, den 
Thatbeſtand des unbefugten Waffentragens, wenn dieſe Perſon mit keinem 
Dienſtesabzeichen verſehen iſt. I 
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Beiträge zur Praxis des öſterr. Waſſerrechtsgeſetzes. 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 


Die Waſſerbenützung zur Fortſchaffung gewerblicher und induſtrieller 
Abfälle. 


(Fortſetzung.) 

Ueber das Waſſerrecht der Bergbaue gilt Folgendes: Die Waſſer⸗ 
rechte des Bergbaues werden durch das Berggeſetz beſtimmt. Es unter⸗ 
liegt nun keinem Zweifel, daß man auf Grund desſelben die erſchrotteten 
Grubenwäſſer zur Aufbereitung des Fördergutes verwenden kann; 
ebenſo wird man auf Grund des § 131 B. G. auch Tagmwäſſer für 
dieſelben Zwecke benützen dürfen. Eventuelle Entſchädigungen, welche ſich 
aus einer ſolchen Benützung ergeben, ſind nach den Beſtimmungen des 
Berggeſetzes, aber auch gleichzeitig nach jenen des Waſſerrechtsgeſetzes 
au beurtheilen. Dies wird insbeſondere der Fall ſein, wenn ſolche Wäſſer 
in öffentliche Gewäſſer einmünden. Peyrer ſagt auf Seite 315: 
Solche Verhandlungen haben die politiſchen Behörden im Einvernehmen 
mit den Bergbehörden abzuhalten. Dies gilt auch von der Aufbereitung 
der Kohlen und der Triftung der Abfälle der Hochöfen, welche dem 
Berggeſetze unterſtehen. 

Der Analogie wegen ſoll hier auch die Holztrift berückſichtigt 
werden. Die Holztrift iſt eine Waſſerbenützung, welche unſerer Art der 
Benützung völlig ähnlich iſt. Die Aehnlichkeit conſtatirt auch Peyrer 
auf Seite 318. Er ſagt a. a. O.: „Außer dem Holze können auch 
andere Gegenſtände getriftet, d. h. durch die bewegende Kraft des 
fließenden Waſſers ohne Anwendung von Fahrzeugen fortgeſchafft werden, 
5. B. Schlafen und ſonſtige Abfälle aus landwirthſchaftlichen, induſtriellen 
oder Montanbetrieben“ Wichtig ſcheint uns auch der nachſtehende an⸗ 
ſchließende Satz: „Auf Triften finden die allgemeinen Normen des 


geſetzes über die Holztrift nur in Ermanglung von Beſtimmungen des 
Waſſerrechtsgeſetzes zur analogen Anwendung kommen.“ 

Es iſt ſicher, daß die analoge Anwendung ſehr häufig platz— 
greifen wird, da thatſächlich das Triften von Schlafen u. ſ. f. mehr 
Aehnlichkeit mit der Holztrift hat, als mit irgend einer im Waſſerrechts⸗ 
geſetze angeführten Benützungsweiſe. Wir glauben aber aus dieſen Be— 
merkungen den für uns wichtigen Schluß ableiten zu können, daß auch 
Peyrer dieſe Art der Abfälletriftung mit der früher oft erwähnten 
Waſſerverunreinigung nicht identificirt. Wir haben geſehen, wie wenig 
ausführliche Beſtimmungen uns das Geſetz bietet; dagegen können wir 
die von Peyrer auf Seite 320 zuſammengeſtellten miniſteriellen Ent- 
ſcheidungen über die „Holztrift“ nahezu ſämmtlich auf die Schlakentrift 
anwenden, fo: „Haftung, Pauſchalabfindung, Feſtſtellung des Maximums 
der zu triftenden Quantitäten“ u. ſ. f. 

Wichtig iſt das Verhältniß der Abfälletriftung zur Fiſcherei. Hie— 
für iſt maßgebend der 8 34 (§ 39). Dieſer beſtimmt, daß dem 
Fiſchereiberechtigten gegen die Ausübung anderer Waſſerbenützungsrechte 
nicht das Recht des Widerſpruches, ſondern blos der Anſpruch auf an- 
gemeſſene Schadloshaltung zuſteht. 

Peyrer ſagt hier (S. 341) über die Geſchichte der Textirung, 
daß urſprünglich in dem Entwurfe vom Jahre 1862 dem Fiſcherei⸗ 
berechtigten nur gegen Bewäſſerungsanlagen das Recht des Widerſpruches 
entzogen war, aber ſchon die Wiener Commiſſion die Faſſung: „Fiſcherei⸗ 
berechtigte haben gegen Waſſerbauten und gegen das Ablaſſen ſchädlicher 
Stoffe in das Flußbett nur das Recht des Schadenerſatzes, nicht das 
Recht des Widerſpruches“ vorgeſchlagen habe. Peyrer bezeichnet die 
Beſtimmung des § 39 (34) als eine Art Expropriationsrecht gegen 
die Fiſcherei zu Gunſten der Induſtrie und der Landwirthſchaft. Die 
Behörde hat nach ſelber das Recht (Seite 343), auch gegen den 
Widerſpruch der Fiſchereiberechtigten, wenn die Bedingungen vorhanden 
ſind, die Einleitung von Abfallſtoffen, bezw. die hiefür nöthigen Anlagen 
zu bewilligen. Peyrer erklärt es für einen Mangel, daß dieſe Be⸗ 
ſchränkung ſelbſt dann platzgreift, wenn der Nachtheil größer iſt als der 
Nutzen des Gegentheils. 

Hieher gehören auch die Beſtimmungen des § 19, nach welchen 
Anlagen und Vorrichtungen ſo herzuſtellen ſind, daß ſie der Fiſcherei 
keine unnöthige Erſchwerung oder Beeinträchtigung verurſachen. 

Die Beſtimmungen des § 19, bezw. 34 haben eine Abänderung 
erlitten durch 8 7 des Fiſchereigeſetzes vom 25. April 1885. Es heißt 
daſelbſt: Zu den nach 8 19 Waſſerrechtsgeſetz (Reichsgeſetz) ausgeſchloffenen 
Einwendungen ſind jene nicht zu zahlen, „welche die Hintanhaltung 
von Verunreinigungen der Fiſchwäſſer, die Anlegung von Fiſchſtegen und 
Fiſchrechen und die Regelung der Trockenlegung von Waſſerleitungen 
in einer der Fiſcherei thunlichſt unſchädlichen Weiſe bezwecken, inſoferne 
ſolchen Einwendungen entſprochen werden kann, ohne der anderweitigen 
Waſſerbenützung eine erhebliche Erſchwerniß zu verurſachen.“ Der Nachſatz 
iſt für uuſere Frage von der größten Bedeutung. So richtig es iſt, 


Waſſerrechtsgeſetzes Anwendung und können die Beſtimmungen des Forſt-⸗ daß die Fiſcherei geſchützt wird, ſo muß doch andererſeits zugeſtanden 


werden, daß auch hier bei widerſtreitenden Intereſſen eine Abwägung 
der wirthſchaftlichen Bedeutung beider concurrirender Benützungsarten 
ſtattfinden muß. Es kann unmöglich einer Fiſcherei von geringer Be⸗ 
deutung gegen eine wichtige Induſtrie, die Tauſende von Menſchen er⸗ 
nährt, der Vorrang eingeräumt werden. Wir wollen hier aus den 
Materialien, welche Dr. J. Kaſerer ſeiner Ausgabe des Fiſcherei⸗ 
geſetzes angefügt, einiges unſere Frage Betreffendes anführen. 

In den Bemerkungen zum Geſetzentwurfe (Seite 19 u. 20) 
werden vorerſt die Beſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes im Zuſammen⸗ 
hange mit dem § 7 des Fiſchereigeſetzes beſprochen. Es wird daſelbſt 
aus dem Erſteren wiederholt, daß Waſſerbenützungen der behördlichen 
Bewilligung unterliegen, daß die Anlagen und Vorrichtungen für die 
Waſſerbenützung der Fiſcherei keine unnöthige Erſchwerung verurſachen 
ſollen; läßt ſich eine Beeinträchtigung der Fiſcherei nicht vermeiden, 
dann ſollen die Fiſchereiberechtigten entſchädigt werden. Im Geſetze vom 
Mai 1869 (§ 19) wird die volkswirthſchaftliche Präponderanz jeder 
landwirthſchaftlichen und gewerblichen Waſſerbenützung ex lege an⸗ 
genommen. 

Dieſe Tendenz bleibt auch nach $ 7 des Fiſchereigeſetzes auf⸗ 
recht; doch wird nunmehr im Falle einer Einwendung des Fiſcherei⸗ 
berechtigten wegen Verunreinigung des Fiſchwaſſers zu unterſuchen ſein, 
ob derſelben nicht ohne erhebliche Erſchwerniß der anderweitigen 
Waſſerbenützung abgeholfen werden könnte; läßt fich dies durch Vor 
kehrungen erreichen, ſo ſind dieſe einzurichten; würden dieſelben ein 
erhebliches Erſchwerniß der Waſſerbenützung bilden oder ſelbe unmög⸗ 
lich machen, jo hat die Entſchädigung der Fiſchereiberechtigten ein⸗ 
zutreten. Dieſe Entſcheidung iſt nach der Sachlage im einzelnen Falle 
zu treffen. 

Aus der ausländiſchen Geſetzgebung wird uns mitgetheilt, daß 
die Verunreinigung der Gewäſſer in der Schweiz ausdrücklich, in 
Sachſen facultativ verboten iſt, während in Italien, Preußen, Württem⸗ 
berg, Baden die wirthſchaftliche Bedeutung der ſich widerſtreitenden 
Benützungsarten den Ausſchlag gibt. 

Aus den a. a. O. angeführten Debatten des Abgeordneten- und 
Herrenhauſes iſt für unſere Frage von großem Intereſſe die Debatte, 
welche ſich im letzteren über den § 7 des Regierungsentwurfes ent— 
wickelte. Graf Leo Thun macht geltend, daß jener Paſſus des § 7: 
„inſoferne ſolchen Einwendungen entſprochen werden kann, ohne der 
anderweitigen Waſſerbenützung eine erhebliche Erſchwerniß zu bereiten“ 
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die Wirkſamkeit des Fiſchereigeſetzes entkräfte, ſagt jedoch zum Schluſſe: 
„Wenn ein Fabrikant eine Fabrik anlegt und durch die Abflüſſe der— 
ſelben Fiſchteiche für die Fiſchzucht unbrauchbar macht, ſo möge er die 
Teiche kaufen, oder wenn die Fabrik an dieſem Orte nothwendig iſt, 


expropriiren und den Teichbeſitzer entſchädigen.“ Dieſe Auffaſſung iſt 
gewiß völlig correct und entſcheidet die Frage unter Wahrung der 
beiderſeitigen Intereſſen. Des Weiteren betont Graf Thun noch, daß 
der Gegenſatz der Intereſſen der Fiſchereibeſitzer mit jenen der ver⸗ 
ſchiedenen Anrainer, insbeſondere Fabrikanten in allen Geſetzgebungen 
in zweifelhafter Weiſe behandelt und auch in der öſterreichiſchen Gefeß- | 
gebung durch das Wort „erhebliche“ Beſchwerniſſe nicht völlig klar⸗ 
geſtellt wird. Der Ackerbauminiſter Graf Falkenhayn beſpricht in 
Erwiderung darauf den § 7 und hebt hervor, daß die Beſtimmungen 
des Waſſerrechtsgeſetzes bezüglich der Schadenerſatzfrage aufrecht bleiben, 
außerdem aber durch den § 7 der Fiſcherei weſentliche Vortheile ein⸗ 
geräumt werden. 

Zu §s 39 und 40 haben wir nur zu bemerken, daß die Erhal— 
tung der Gerinne, Räumung derſelben, Inſtaudhaltung der Anlagen 
und Vorrichtungen Sache des Eigeuthümers der Anlagen iſt. Daraus 
ergibt ſich auch, daß der Triftberechtigte etwaige Ablagerungen von 
Triftmaterialien im Bachbett zu beſeitigen, für Beſchädigungen der Ufer 
u. ſ. f., inſoweit ſolche nachweisbar als Folgen der Triftung zu 
bezeichnen ſind, aufzukommen haben. 

Weiters wäre noch aus § 90 hervorzuheben, daß die Aufſicht 
über die Einhaltung der Triftordnungen durch ein ad hoc aufgeſtelltes 
Organ beſorgt werden kann. Zum Schluſſe iſt noch zu bemerken, daß 
ohne Zweifel das Triſtrecht ebenſo wie andere Waſſerbenützungsrechte 
einen Gegenſtand der Eintragung in das Waſſerbuch bildet. Dies iſt in 
dieſem Falle um ſo wichtiger, da neue Waſſerrechte nur unter der 
bereits vorliegenden Beſchränkung erworben werden können. 

Spruchpraxis. Wir ſind leider nicht in der Lage, für unſere 
Frage aus den Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden mit Ausnahme 


eines hervorragenden Beiſpieles, das wir ſpäter behandeln werden, 
leitende Grundſätze anzuführen, da, ſoviel uns bekannt iſt, einſchlägige 
Fälle nicht publieirt wurden. Die Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes geben gleichfalls wenig Abſchlüſſe, da nur einige derſelben mit 
der vorliegenden Frage in Zuſammenhang gebracht werden können. 
Aus den bisher vorliegenden Entſcheidungen ſchienen uns nachſtehende 
für unſere Frage von Intereſſe. 

Das Erkenntniß Nr. 130 in Band ! ſtellt den Rechtsſatz auf: 
„Nur die Ausübung und der Fortbetrieb neuer Waſſerbenützungsrechte 
und Waſſeranlagen, nicht auch der bereits beſtehenden, iſt von der im 
§ 16 des mähriſchen Waſſerrechtsgeſetzes vorgeſehenen Zuſtimmung der 
politiſchen Behörden abhängig.“ Die Entſcheidungsgründe berufen ſich 
hier ausdrücklich auf Art. II des Einführungsgeſetzes und führen wir 
hier die betreffende Stelle wörtlich an. Band I, Seite 441: 

„Nach Art. II des Geſetzes vom 23. Auguſt 1870 wurden die 
nach früheren Geſetzen erworbenen Waſſerbenützungs⸗ oder ſonſtigen auf 
Gewäſſer ſich beziehenden Privatrechte aufrecht erhalten. Wenn nun 
§ 16 des Geſetzes beſtimmt, daß jede andere als die im § 15 an⸗ 
gegebene Benützung, ſowie die Errichtung oder Aenderung der hiezu 
erforderlichen Anlagen der Bewilligung der Behörde bedarf, ſo kann 
dieſer Anordnung ein anderer Sinn nicht beigelegt werden, als der, 
daß von der Bewilligung der competenten Behörde jede neue Benützung, 
jede Errichtung neuer Anlagen und jede Aenderung beftehender Anlagen, 
welche die im Paragraphe näher bezeichneten Wirkungen hervorbringt, 
abhängig iſt. Keineswegs kann aber aus dieſer Geſetzesbeſtimmung die 
Folgerung abgeleitet werden, daß die Ausübung bereits beſtehender 
Benützungsrechte und der Fortbetrieb beſtehender Aulagen gleichfalls an 
die Zuſtimmung der Behörde gebunden ſei und von dieſer auf Grund 
des § 16 unterfagt werden könnte; daß dieſe Befugniſſe der Behörden 
gegenüber beſtehenden Waſſerbenützungsrechten und Anlagen keineswegs 
fo weitgehende find, zeigt auch der $ 22 des Waſſerrechtsgeſetzes.“ 

Die Entſcheidung führt auch in der Conſtatirung des That— 
beſtandes aus den Adminiſtrativacten an, „daß dieſe Anlagen einen 
langjährigen Beſtand bilden und jedenfalls über 20 Jahre in un⸗ 
unterbrochener Benützung ſind.“ 

Der Fall betrifft die Wollausputzwäſchereien einer Schönfärberei, 
bei welcher Letten als gewöhnliches Betriebsmittel verwendet wird. 
Wir haben dieſen Fall hier angeführt, weil aus demſelben hervorgeht, 
daß der langjährige Beſtand einer Waſſerbenützung nach den Beſtim⸗ 
mungen des Einführungsgeſetzes von vorneherein einen Rechtsſchutz 
genießt, unabhängig von der Nachweiſung einer ſpeciellen Conceſſion. 

Nachdem wir auch die Frage über die Anwendung des Maffer- 
rechtsgeſetzes auf Unrathscanäle der geſchloſſenen Orte erörtert haben, ſo 
erwähnen wir hier das Erkenntniß Nr. 933 (de 1880), in welchem 
dieſe Frage in bejahendem Sinne entſchieden wird. Das Erkenntniß 
Nr. 1805 (de 1883) ſcheidet wieder die nach der Bauordnung 
beſtehenden Canäle aus und bezeichnet es als Gegenſtand der Er— 
hebung, ob ein gedeckter Canal als eine Anlage für Benützung oder 
Leitung der Gewäſſer anzuſehen, oder aber als eine Vorrichtung, welche 
den durch die Bauordnung wahrgenommenen Zwecken von derlei 
Canälen zu dienen hat. Hält man beide angeführten Erkenntniſſe neben- 
einander, ſo kommt man zur Folgerung, daß die nach der Bauordnung 
beſtehenden Canäle als ſolche nicht den Beſtimmungen des Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes unterliegen, daß aber auf ihre Einleitung in ein öffent⸗ 
liches Gewäſſer jedenfalls deſſen Grundſätze anzuwenden kommen. 

Erwähnen könnten wir noch das Erkenntniß Nr. 1322 (1882), 
welches normirt, daß ein Waſſerrechtsbeſitzer verpflichtet iſt, zur Wahrung, 
beziehungsweiſe im Intereſſe einer ungehinderten Ausübung der Waſſer⸗ 
rechte Dritter die eigenen Waſſerwerksanlagen im ordnungsmäßigen 
Stande zu erhalten. Dieſe Beſtimmung kann allerdings für uns nur 
eine indirecte Anwendung erlangen, wir finden ſie aber praktiſch 
bethätigt in Entſcheidungen, welche den Waſſerwerksbeſitzern an einem 
Triftbache eine derartige Inſtandſetzung, beziehungsweiſe Inſtanderhal⸗ 
tung ihrer Werke, daß die Triftung ohne Nachtheil vor ſich gehen 
könne, auſtrugen. Die Triftung wurde diesfalls als ein Waſſerbenützungs⸗ 
recht aufgefaßt, das den gleichen Schutz wie die übrigen Rechte genießt. 

Die Triftung von Abfällen ſelbft war nicht Gegenſtand der 
Judicatur des Verwaltungsgerichtshofes. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Das Waffentragen ohne Waffenpaß einer im Dienſte ſeienden, 

für den Jagddienſt beeideten Perſon (beeideten Jägers) begrün⸗ 

det auch dann nicht den Thatbeſtand des unbefugten Waffen⸗ 

tragens, wenn dieſe Perſon mit keinem Dienſtesabzeichen ver: 
ſehen iſt. 

Johann St. wurde am 8. December 1884 von der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in J. über Anfuchen des Gutsbefitzers in A. Friedrich 
v. R. als deſſen Jäger beeidet und erhielt über die Ablegung dieſes 
Eides eine Beſcheinigung. Von einem Dienſtkleide oder Abzeichen war 
anläßlich dieſer Beeidigung nicht die Rede. 

Am 8. April 1885 erſtattete Joſeph R., Aichmeiſter in J., bei 
der Bezirkshauptmannſchaft dortſelbſt die Anzeige, er habe den Johann 
St. Tags vorher auf der Reichsstraße mit einem Doppelgewehre ver- 
ſehen betreten und ihn um den Waffenpaß befragt. St. habe aber er⸗ 
widert, er beſitze einen ſolchen nicht und bedürſe desſelben nicht, weil 
er beeideter Jäger ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft leitete die Straſverhandlung wegen 
Uebertretung des Waffenpatentes ein. Bei der Vernehmung gab Johann 
St. die Betretung zu, behauptete, er habe ſich auf dem Rückwege von 
einem Dienſtgange befunden und berief ſich auf das Beeidigungsdecret. 
Auch gab er an, daß er ein Dienſtkleid oder beſondere Abzeichen 
nicht beſitze. 

Die Bezirkshauptmannſchaft verurtheilte ihn mit dem Straf⸗ 
erkenntniſſe vom 17. April 1885, 3. 3449, nach § 36 des Waffen⸗ 
patentes zu 5 fl. Geldſtrafe und ſprach den Verfall der unbeſugt 
getragenen Waffe aus. 

Johann St. brachte gegen dieſes Erkenntuniß den Recurs ein. 
In demſelben beſtritt er zunächſt die Legitimation des Anzeigers zur 
Beanſtändung, zumal er ſich demſelben gegenüber durch die Beſcheini⸗ 
gung der Bezirkshauptmannſchaft legitimirt habe. Weiters berief ſich 
Recurrent auf § 3 der Miniſterialverordnung vom 2. Jänner 1854, 
R. G. Bl. Nr. 4, und § 15, lit. a des Waffenpatentes und meinte, 
ihm liege eine Uebertretung des § 36 des Waffenpatentes nicht, fon- 
dern höchſtens nur zur Laſt, daß er entgegen der Vorſchrift nicht die 
Dienſtkleidung getragen habe, woran aber nur ſein Dienſtherr Schuld 
trage, weil er ſeine Jäger in gewöhnlicher Jagdkleidung den Dienſt 
verſehen laſſe. 

Die k. k. Landesregierung hat das Straferkenntniß der erſten 
Inſtanz im Punkte der Schuld beſtätigt, die Strafe aber nachgeſehen 
und die Verhandlung zur Entſcheidung über die im Recurſe aus⸗ 
geſprochene Bitte um Nachſicht des Waffenverfalles dem k. k. Miniſterium 
des Innern vorgelegt. 

Das Miniſterium des Innern hat aus dieſem Anlaſſe am 
22. September 1885 sub 3. 13.130 nachſtehend entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet die gegen Johann St. 
gefallten Straferkenntniſſe der erſten und zweiten Inſtanz in ihrem 
ganzen Umfange von Amtswegen zu beheben, weil im gegebenen Falle 
eine Uebertretung des Waffenpatentes nicht vorliegt. 

Nach § 15 des Waffenpatentes, ſowie nach der Miniſterial⸗ 
verordnung vom 20. Auguſt 1859, R. G. Bl. Nr. 159, gehören auf 
den Jagdſchutzdienſt beeidete Perſonen zu jenen Individuen, welche im 
Dienſte zum Waffentragen ohne beſondere Bewilligung berechtigt ſind. 

Wenn nun auch Johann St. kein beſonderes Dienſtabzeichen 
9 ſo kann dieſer Verſtoß gegen die Miniſterialverordnungen vom 
„Jänner 1854, R. G. Bl. Nr. 4, und vom 20. Auguſt 1857, 
R. G. Bl. Nr. 159, nicht den Thatbeſtand des unbefugten Waffen⸗ 
tragens begründen, und zwar um jo weniger, als die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in J. es unterlaſſen hat, den Dienſtgeber des Johann St. 
bei ſeinem Anſuchen um die Beeidigung zur Bekanntgabe des Dienſt⸗ 
abzeichens aufzufordern.“ 8. 


2 
a 


1. Die Bezirke als Geſammtheit der in ihrem Spreugel gelegenen 

Gemeinden ſind ſelbſtſtändige Nechtsſubjecte. — 2. Lohnanſprüche 

aus mit den Bezirksvertretungen geſchloſſenen Bauverträgen ge⸗ 

hören auch vor der bauamtlichen Collaudirung zur Competenz 
der Gerichte. 

Gegen den Beſcheid des k. k. Kreisgerichtes zu K. vom 4. Sep⸗ 
tember 1883, 3. 5436, kraft deſſen die Klage des A. gegen den 
Bezirk R., beziehungsweiſe den Bezirksausſchuß in Vertretung desſelben 
auf Bezahlung von 1560 fl. 73 kr. als Entlohnung für beſtellte und 
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bereits ausgeführte bauliche Vorarbeiten zur Herſtellung projectirter 
Straßen dem geklagten Bezirke zur Erſtattung der Einrede binnen 
30 Tagen zudecretirt wurde, überreichte der Bezirksausſchuß den Recurs 
wegen offenbarer Unzuſtändigkeit der Gerichte aus dem doppelten 
Grunde, weil a) die Bezirksvertretungen keine Rechtsſubjecte für ſich 
ſeien wie die Gemeinden, ſondern ausſchließlich nur autonome Behörden, 
welche ſomit nicht als Träger von Privatrechten oder Privatverbindlich⸗ 
keiten fungiren, in kein privatrechtliches Verhältniß eintreten und kein 
Vermögen für ſich erwerben können, aus welchem Grunde auch die von 
ihnen errichteten Anſtalten nicht ihr Privakeigenthum, ſondern öffent⸗ 
liches Gut werden, und auch ihre diesfälligen Verhandlungen mit Pri⸗ 
vaten nicht unter dem Geſichtspunkte privatrechtlicher Vereinbarungen, 
ſondern unter jenem von ämtlichen Functionen in Betracht kommen 
dürfen, derentwegen ſie gewiß nicht als Behörden vor die Civilgerichte 
eitirt werden können; und weil b) das Klagsbegehren auf Entlohnung 
vorſchriftsgemäß erſt nach der Adjuſtirung durch das hiezu berufene 
k. k. Bauamt erwüchſe, indem es ſich um Baupläne und Vorarbeiten 
handelt, wofür ein giltiger Anſpruch auf Entlohnung erſt zufolge dieſer 
Collaudirung exiſtent wird, gleichviel ob es ſich um landesfürſtliche 
oder autonome Adminiſtrativbehörden handelt. 

Das k. k. Oberlandesgericht hat jedoch mittelſt Decretes vom 
2. October 1883, 3. 27.884, dieſen Reeurs zurückgewieſen, weil die 
Klage gegen den Bezirk R., mithin gegen alle innerhalb desſelben 
gelegenen Gemeinden und keineswegs gegen die Bezirksvertretung 
gerichtet iſt und derſelben der Rechtstitel eines Lohnvertrages zu Grunde 
liegt, daher von einer offenbaren Unzuſtändigkeit des Erſtrichters keine 
Rede ſein kann. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat auch den Reviſionsrecurs des 
betreffenden Bezirksausſchufſes mittelſt Decretes vom 27. November 
1883, 3. 13.709, verworfen, und zwar in Erwägung, daß einem 
Vertretungsbezirke nach ſeiner geſetzlichen Beſtimmung die Eigenſchaft 
eines Rechtsſubjectes allerdings zukommt, daß weiters der Kläger im 
vorliegenden Falle einen Anſpruch erhebt, der ſich inhaltlich der Klage 
auf ein privatrechtliches Verhältniß, auf ein zwiſchen dem Kläger und 
dem geklagten Bezirke abgeſchloſſenes Rechtsgeſchäft ſtützt, mithin bei 
dieſer Lage der Dinge eine offenbare Unzuſtändigkeit der Gerichte, 
welche allein zur Rückſtellung der Klage a limine laut 8 1 J. D. N. 
berechtigen würde, nicht vorliegt; und in ſchließlicher Erwägung, daß 
es keine geſetzliche Vorſchrift gibt, kraft deren Lohnanſprüche gegen die 
durch eigene Bezirksausſchüſſe vertretenen Bezirke, die als autonome 
Organe ſich darſtellen, erſt nach vorhergegangener Durchprüfung ſeitens 
der politiſchen Behörden gerichtlich geltend gemacht werden dürften. 

Rl. 


Titeratur. 

Dr. H. Pfannenſchmid, Archivdirector in Colmar: Ueber Ordnung 
und In ventariſirungder Gemeindearchive. München 1885. Th. Ackermann. 

Eine eminent praktiſchen Zwecken gewidmete, ſehr inſtruetive Monographie 
über einen Gegenſtand, der, wie jeder Verwaltungsbeamte zugeben wird, auch 
bei uns zu den dringlichſten, geradezu brennenden Fragen gehört. In bündiger 
Weiſe entwickelt der Verfaſſer die Nothwendigkeit einer geregelten Fürſorge für 
zweckmäßige Anlegung und Inſtandhaltung der gedachten Archive gleich ſehr im 
Intereſſe des Staates, wie der Gemeindeverwaltung und der Wiſſenſchaft, conſtatirt 
die diesfälligen Unterlaſſungsſünden der deutſchen Staatsregierungen, welche das häufig 
koſtbare Urkundenmaterial in den Archiven der Städte und größeren Landgemeinden 
vielſach verkommen laſſen, und betont die große Wichtigkeit einer durchgreifenden, 
nach einheitlichen Geſichtspunkten der Theorie und Praxis, welche der Verfaſſer 
richtig und zweckdienlich angibt, bewirkten Regelung des Archivweſens. Die 
Exemplification betreff der Archive in Elſaß⸗Lothringen dient dem intendirten 
Zwecke des Nachweiſes, wie die Sache in Wirklichkeit anzugreifen ſei, ſo daß die 
gleichartige Durchführungsmöglichkeit auch für andere Länder außer Frage ſteht. 
Denn überall verſchafft nur ein geordnetes Archivweſen dem Staate wie den 
Gemeinden eine prompte und ſichere Adminiſtration, dient jenes der Gemeinden 
übrigens nicht nur communalen, ſondern auch ſtaatlichen Zwecken und erſcheint 
der Staat nicht nur berechtigt, ſondern verpflichtet, die Initiative in dieſer 
Richtung zu ergreifen, da er allein das gemeinſam Nothwendige zu ſormuliren 
und aufzutragen im Stande iſt. Mögen die von gereifter Einſicht in das Weſen 
der Sache zeugenden Anregungen des Verfaſſers überall, wo es nöthig iſt, auf 
fruchtbaren Boden fallen und die Verwirklichung einer lang erſehnten Reform 
zeitigen. 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. J. Semefter. 
Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die in: Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 

Nr. 1. Ausgeg. am 20. Jänner. — In directe Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Abdruck von Nr. 2 und 1 R. G. Bl. 

Nr. 2. Ausgeg. am 21. Jänner. — Indireete Abgaben und Staats⸗ 
monopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Jänner 1885, 
womit für den Monat Februar 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei 
Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
Z. 274. F. M. 

Nr. 3. Ausgeg. am 10. Februar. — Allgemeines. Abdruck von 
Nr. 5 R. G. Bl. — Verabreichung gebrannter geiſtiger Flüſſigkeiten in den 
Verkaufsſtätten der blos handelsberechtigten Gewerbsleute in unverſchloſſenen 
Gefäßen. Z. 2648. 30. Jänner. — Aufhebung des Anſagepoſtens Hum⸗Baſtaci 
und Errichtung eines Anſagepoſtens in Celebie. Z. 2676. 31. Jänner. Caſſa⸗ 
und Verrechnungsweſen. Verrechnung der Reiſekoſten und Diäten in 
Gebührenangelegenheiten. Z. 38.677. 20. Jänner. 

Nr. 4. Ausgeg. am 23. Februar. — Indireete Abgaben und Staats- 
monopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. Februar 1885, 
womit für den Monat März 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei 
Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 
2. 688-F. M. — Vormerkbehandlung der Gegenſtände für die Gewerbe- und 
Induſtrieausſtellung zu Görlitz im Jahre 1885. Z. 1417. 17. Jänner. 

Nr. 5. Ausgeg. am 4. März. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 21, 
17 und 19 R. G. Bl. 

Nr. 6. Ausgeg. am 21. März. — Indirecte Abgaben und Staat 
monopole. Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. März 1885, 
womit für den Monat April 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Ver⸗ 
wendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 1031-F. M. 

Nr. 7. Ausgeg. am 31. März. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 28 


R. G. Bl. 
Nr. 8. Ausgeg. am 13. April. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 29 


R. G. Bl. — Vormerkbehandlung der Gegenſtände für die internationale Aus— 
ſtellung in London im Jahre 1885. Z. 10 692. 10. April. 

Nr. 9. Ausgeg. am 22. April. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 41 
R. G. Bl. — Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. Verordnung 
des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. April 1885, womit für den Monat Mai 
1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur 
Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 1529 -F. M. 


Nr. 10. Ausgeg. am 27. April. — Allgemeines. Abdruck von Nr 43 
R. G. Bl. 
Nr. 11. Ausgeg. am 6. Mai. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 48 


und 49 R. G. Bl. 

Nr. 12. Ausgeg. am 7. Mai. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 51 
und 50 R. G. Bl. Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. Abdruck 
von Nr. 56 R. G. Bl. 

Nr. 13. Ausgeg. am 22. Mai. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 60 
R. G. Bl. — Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. Abdruck von 
Nr. 61 und 68 R. G. Bl. — Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 
19. Mai 1885, womit für den Monat Juni 1885 das Aufgeld beſtimmt wird, 
welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten 
iſt. Z. 2000 -F. M. — Aenderungen im allgemeinen Verſchleißtarife der echten 
Havanna⸗Cigarren. Z. 13.657. 15. Mai. 

Nr. 14. Ausgeg. am 1. Juni. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 73 
und 78 R. G. Bl. — Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. Ab- 
druck von Nr. 78, 79, 80, 74 und 81 R. G. Bl. 

Nr. 15. Ausgeg. am 17. Juni. — Allgemeines. Fahr⸗ und Fracht⸗ 
preisermäßigung für active Staatsbedienſtete bei Reiſen auf den Linien der k. k. 
öſterreichiſchen Staatsbahnen. Z. 16.336. 8. Juni. 

Nr. 16. Ausgeg. am 22. Juni. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 92, 
88 und 91 R. G. Bl. — Herabſetzung der Aſſecuranzgebühren für die mit Lloyd⸗ 
ſchiffen zu befördernden amtlichen Fahrpoſtſendungen. Z. 2212-F. M. 6. Juni. — 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. Vorlagstermine für Nach⸗ 
weiſungen in Gebührenangelegenheiten. Z. 15.737. 24. Mai. 

Nr. 17. Ausgeg. am 24. Juni. — Allgemeines. Abdruck von Nr. 94 
R. G. Bl. — Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. Verordnung 
des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. Juni 1885, womit für den Monat Juli 
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1885 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur 


Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 2437-F. M. 
Druck der k. Wiener Ze.tung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Bergrath und Revierbeamten in Teplitz Franz 
Winhofer zum Oberbergrathe ernannt. 

E Seine Majeſtät haben dem Oberbergverwalter Franz Binna in Hall 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Bergrathes tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Poſtſecretären Franz Blazek und Alfred von 
Rottenberger in Wien taxfrei den Titel und Charakter von Poſträthen verliehen. 
„Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Handels⸗ 
miniſterium Moriz Fehlmayr das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Dorna watra in der 
Bukowina Waſilie Deak das filberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten des galiziſchen Staatsbaudienſtes Franz Skowron und den Privat— 
ingenieur Ernſt Lauda zu Ingenieuren im Miniſterium des Innern ernannt. 
Der Finanzminiſter hat die Finanzeommiſſäre Franz Jandat und Johann 
Basler zu Finanzobercommiſſären der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkshauptmannsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe, eventuell Statthalterei⸗ 
ſecretärsſtelle in der achten Raugsclaſſe in Niederöſterreich, bis 10. Februar. 
(Amtsbl. Nr. 26.) 


Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten, eventuell Rechnungsaſſiſtentenſtelle 
in der elften Rangsclaſſe bei der k. k. niederöſterr. Statthalterei, bis Mitte 
Februar. (Amtsbl. Nr. 26.) 

Revidentenſtelle in der neunten, eventuell Officialsſtelle in der zehnten, 
eventuell eine Rechnungsafſiſtentenſtelle in der elften Rangscaſſe, bis 20. Februar 
(Amtsbl. Nr. 26.) 


Zwei Kanzliſtenſtellen in der elften Rangsclaſfe bei der k. k. Statthalterei 
in Prag, bis Mitte März. (Amtsbl. Nr. 28.) 


Verlag 
der Manz’schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Das Judikatenbuch 


k. k. Verwaltungsgerichtshofes, 
enthaltend 
sämmtliche, von dem genannten 6erichishefe in Verwaltungsgegen- 
ständen ausgesprochenen Rechtsgrundsätze in übersichtlich- organischer 
Zusammenstellung. 


Hand-, Hilfs- und Nachschlagebuch 


für das rechtssuchende Publikum, für Gemeinden, politische, Finanz 
und autonome Behörden und Beamte, Advokaten, Notare, sowie zum 
Selbststudium des Verwaltungsrechtes 
bearbeitet von 


Dr. Ludwig Wolski, 


Hof- und Gerichtsadvokat in Wien. 
gr. 8. Preis 4 fl. 20 Kr., gebunden in Leinen 4 fl. 80 kr. 


Das Verfahren 


vor dem k. k. Verwaltungsgerichtshofe. 


Sammlung 
der auf das Verfahren und die Zuständigkeit nach dem Gesetze 
vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, bezüglichen 
Entscheidungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
Herausgegeben von 
Theodor Exel, 


und Bibliotheksleiter beim k. 
gerichtshofe. 


344 Seiten gr. 8. Preis 2 fl. 80 kr., in Leinen geb. 3 fl. 40 kr. 


Hilfsämter-Oberdirektor k. Verwaltungs- 


Zu beziehen von obigem Verlage und vorräthig in allen Buch- 
handlungen. 
Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 41 der Erkeuntniſſe 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


